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Einen „Ostgipfel“ fordert die 
Bundestagsfraktion der LIN-
KEN im Bundestag. Angesichts 
der anhaltenden Lohnunter-
schiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland müsse sich 
Bundeskanzler Olaf Scholz 
(SPD) dieses Themas anneh-
men. Fraktionschef Dietmar 
Bartsch: „Ostdeutsche verdie-
nen im Schnitt knapp 600 Euro 
im Monat brutto weniger als 
Westdeutsche.“ Das geht aus 
der Entgeltstatistik der Bundes-
agentur für Arbeit hervor. 

Das sogenannte Median
entgelt betrug in den alten 
Ländern 3752 Euro und das 
in den neuen Bundesländern 

3157 Euro, schreibt die Süd-
deutsche Zeitung. Hauptgrün-
de dafür dürften sein, dass die 
Unternehmen im Osten kleiner 
und die Tarifbindung geringer 
als im Westen ist.  Außerdem 
gebe es im Westen Sonder-
zahlungen, die im Schnitt fast 
doppelt so hoch wie im Osten 
seien und schneller steigen. 
Auch die Branchenunterschie-
de sind extrem: Schlusslicht ist 
die Bekleidungsindustrie aber 
auch in der Autoindustrie, dem 
Maschinenbau oder im Kohle-
bergbau seien die Unterschie-
de inakzeptabel groß, betonte 
LINKEN-Fraktionschef Bartsch. 
bc 

Bernau:
12. Dezember 

Auf dem Weg zum Steintor an der 
beleuchteten Stadtmauer entlang:

Die traditionelle Sprechstunde der 
Bernauer Stadtfraktion der LINKEN 
„Unterm Weihnachtsbaum“ findet 

am 12. Dezember von 16 bis 18 Uhr 
am Steintor statt.

Die Brandenburger Landes-
regierung will in der nächsten 
Woche nun doch die Notlage 
für Brandenburg erklären, geht 
aus Pressemitteilungen am 5. 
Dezember hervor. DIE LINKE 
hat dies bereits am 21. Novem-
ber gefordert (siehe OW Online 
vom 22. November). „Damit 
können bereits beschlossene 
Maßnahmen aus dem Branden-
burgPaket in Höhe von 2 Mil-
liarden Euro gerettet werden“, 
erklärte der Fraktionschef der 

LINKEN, Sebastian Walter, am 
5. Dezember. Außerdem un-
terstütze DIE LINKE gern die 
Landesregierung, wenn es um 
einen Nachtragshaushalt gehe. 
„Brandenburg wird mindestens 
280 Millionen Mehr einnahmen 
für 2023 haben, die aus Steuer-
einnahmen der Menschen 
stammen, sie müssen als Leis-
tungen direkt an die Menschen 
zurück gehen, zum Beispiel als 
Investitionen in Kitas, Schulen 
und Kommunen,“ so Walter. bc
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Nachtragshaushalt 
für Brandenburg

DIE LINKE: 280 Millionen Euro 
Mehreinnahmen müssen in Kitas, Schulen und 

Kommunen investiert werden

LINKE fordert 
Ostgipfel


